Für die Zukunft wichtig

Was vor über sieben Jahren mit Luzern ’99 angefangen hat, nimmt immer konkretere Formen an. Das damalige Ziel war, die Gemeinden zu stärken und ihre Autonomie zu fördern. Der Finanzausgleich hat diese Richtung unterstützt und auch das neue Gemeindegesetz, das im Grossen Rat bereits beraten wurde, unterstreicht dieses Vorhaben zusätzlich. Die Aufgabenzuteilung zwischen Kanton und Gemeinden nimmt den Faden gleich noch einmal auf und übergibt den Gemeinden zusätzliche Aufgaben in ihre Kompetenz.

Das erfordert auf Gemeindeseite starke Gemeinden, die in der Lage sind, Aufgaben, die in Zukunft noch komplexer werden, umfassend wahrzunehmen. Im gesamten Kanton sind die Gemeinden im Begriff, sich dafür zu rüsten: mit noch mehr Professionalisierung, noch mehr Zusammenarbeit, mit Fusionen, usw. 

Fünf Fusionen sind von der Bevölkerung gut geheissen worden, weitere sind in Erarbeitung. Das Hitzkirchertal hat in dieser Sache mit dem Verwaltungszentrum schon früh eine Pionierrolle eingenommen und der nächste Schritt ist bereits eingeleitet: Nicht weniger als elf Gemeinden prüfen eine Fusion. Das ist ein mutiger Schritt, der von allen Beteiligten sehr viel Weitsicht und Engagement erfordert. Ich gratuliere den elf Gemeinden herzlich dazu.

Der Kanton hat stets betont, dass ihm starke Gemeinden wichtig sind, denn ein starker Kanton braucht starke Gemeinden. Mit der finanziellen Unterstützung von Fusionen hat er zudem bewiesen, dass er bereit ist, den Worten auch Taten folgen zu lassen. 

Inzwischen ist der Wind im Kanton rauher geworden: Ein Sparpaket ist angesagt. Dennoch will die Regierung an der Gemeindereform 2000+ festhalten und das vor sieben Jahren Begonnene zu Ende führen. Aber Fusionsgeschenke verteilen kann und will der Kanton nicht. Da Fusionen letztlich immer in den Gemeinden entschieden werden, braucht es dort die Überzeugung, dass sich eine Fusion nicht nur aus wirtschaftlichen Überlegungen lohnt, sondern dass sie für die Entwicklung der betroffenen Gemeinden selbst und für die gesamte Region wichtig ist.
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